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Kurzzusammenfassung 

„Demokratieförderung“ bezeichnet ein sich entwickelndes und neu konturierendes 

Handlungsfeld pädagogischer Arbeit. Der Begriff ist allerdings Gegenstand offener 

Klärungsprozesse, die mit definitorischen Schwierigkeiten und normativen sowie 

politischen Fallstricken verbunden sind. Der vorliegende Bericht wirft einen empi-

rischen Blick auf die Begriffsverwendung in Konzeptdokumenten entsprechender 

Landesprogramme. Durch die Untersuchung von Dokumenten, die die Förder-

grundlagen für Angebote pädagogischer Demokratieförderung in Landesprogram-

men definieren, soll der Bericht herausarbeiten, welches konzeptionelle Verständnis 

von Demokratieförderung den Programmen zugrunde liegt. Ziel der empirischen 

Analyse ist es, einen Überblick zu ermöglichen, wie „Demokratieförderung“ in die-

sen Programmen definiert und konzipiert wird und inwiefern sich Konturen einer 

kohärenten Rahmung und konzeptionellen Schärfung feststellen lassen. 

Die empirischen Ergebnisse der Dokumentenanalyse zeigen, dass der Begriff „De-

mokratieförderung“ nur marginal Verwendung findet, dass implizite Perspektiven 

des Förderns von Demokratie aber deutlich zutage treten. Diese werden in den The-

men Problembezug, Umsetzungsbezug, Verhältnis zu „Demokratie leben!“ und Ju-

gendbezug anhand unterschiedlicher Typen von Ziellogiken ausgeführt. Dabei 

zeichnet sich z. B. problembezogen eine Logik ab, in der „Demokratieförderung“ 

als Arbeit gegen Extremismus verstanden wird. Dies steht im Gegensatz zu einer 

Logik, die „Demokratieförderung“ als Herstellung einer Demokratie erst ermög-

lichenden Kultur der Gleichwertigkeit ansieht, oder zu einer Logik, die auf die För-

derung gesellschaftlicher Teilhabe und Pluralität abzielt. 

Im Ergebnis zeigen sich unterschiedliche Typen unterschiedlicher Ziel- und Umset-

zungslogiken der Demokratieförderung, die zusammengenommen regional unter-

schiedliche Perspektiven der „Demokratieförderung“ in Deutschland sichtbar ma-

chen. Die im Theorieüberblick dargestellten Herausforderungen und Unschärfen 

des Begriffs „Demokratieförderung“ reproduzieren sich – so ein zentraler Be- 

fund – auch in den Landesprogrammen. 

Die Reihe „Zur pädagogischen Praxis der Demokratieförderung und Extre-

mismusprävention“: Der vorliegende Text stellt im Rahmen der institutionenbe-

zogenen Forschungssäule der „Arbeits- und Forschungsstelle Demokratieförderung 

und Extremismusprävention“ den ersten jährlichen Bericht im Schwerpunkt „Ana-

lysen zur pädagogischen Praxis der Extremismusprävention und Demokratieförde-

rung“ dar. Dieser dient der Erstellung von Überblicken, Einordnungen, weiterfüh-

renden Analysen und Vergleichen zur Praxis in den beiden Handlungsfeldern. 
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1 Einleitung und Fragestellung  

Demokratieförderung ist ein wichtiges Thema der pädagogischen und politischen 

Landschaft in Deutschland. Dies belegen nicht zuletzt die Themensetzungen des 

16. Kinder- und Jugendberichts (Deutscher Bundestag 2020) oder das Vorliegen 

einer „Strategie der Bundesregierung zur Extremismusprävention und Demokra-

tieförderung“ (BMFSFJ/BMI 2016). Zugleich ist Demokratieförderung als in die-

sem Kontext noch relativ neuer Begriff (vgl. Ehnert/Rehse 2021, S. 5) Gegenstand 

noch offener Klärungsprozesse (vgl. Ehnert u.a. 2021, S. 57ff.). 

Neben Bundesprogrammen wie „Demokratie leben!“ und „Zusammenhalt durch 

Teilhabe“ haben die Bundesländer eigene Strategien zur Demokratieförderung ent-

wickelt und fördern pädagogische Angebote und andere Maßnahmen zur Stärkung 

der Demokratie. Der vorliegende Bericht verhandelt die Fragestellung: Welches 

konzeptionelle Grundverständnis von „Demokratieförderung“ findet sich in 

diesen Förderprogrammen der Bundesländer? Diese Frage umfasst sowohl, wie 

der Begriff „Demokratieförderung“ in diesen Programmen genutzt wird, als auch 

welche Perspektiven des Förderns von Demokratie eröffnet werden. Dazu wurden 

zentrale Dokumente, die die Fördergrundlagen für Angebote pädagogischer Demo-

kratieförderung definieren, recherchiert und anschließend inhaltsanalytisch ausge-

wertet. Gefragt wurde dabei, welches konzeptionelle Grundverständnis von Demo-

kratieförderung sich in diesen Programmen findet.1 

Der Text ordnet den Begriff „Demokratieförderung“ kurz im wissenschaftlichen 

Diskurs ein, wobei verschiedene Unschärfen erkennbar werden. Anschließend wer-

den die Methodik der Analyse und die damit einhergehenden Herausforderungen 

dargestellt. In diesem Zusammenhang wird auch die Datengrundlage der Pro-

grammdokumente und ihre Recherche dargestellt. 

In der Präsentation der empirischen Ergebnisse aus der Dokumentenanalyse wird 

zuerst die nominale Verwendung des Begriffs „Demokratieförderung“ untersucht. 

Anschließend werden Logiken herausgearbeitet, die auf eine Förderung und Stär-

kung von Demokratie abzielen, unabhängig davon, ob hier der Begriff „Demokra-

tieförderung“ Verwendung findet. Diese Typen leiten sich entweder von der Arbeit 

gegen Extremismus ab oder von einer Perspektive, die die Herstellung einer Kultur 

der Gleichwertigkeit als Grundlage für Demokratie ansieht oder einer Perspektive, 

die auf die Förderung gesellschaftlicher Teilhabe und Pluralität abzielt. Schließlich 

 

 

1  Herzlicher Dank gebührt Marco Schott, Sally Hohnstein, Annika Jungmann und Hanna Schmidt 

für ihre umfangreiche Unterstützung bei der Erstellung des vorliegenden Textes, insbesondere 

für ihre vielen hilfreichen Anmerkungen in unterschiedlichen Stadien der Textentwicklung sowie 

für ihre Teilnahme an den Interpretationsgruppen. Dank gilt außerdem Josephine Garitz und Kim 

Lang für die Durchführung der Programm- und Dokumentenrecherche. 
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werden damit verbundene weitere Analysethemen kurz aufgeführt: die daraus abge-

leiteten Umsetzungslogiken, der Jugendbezug sowie das Verhältnis der Landespro-

gramme zum Bundesprogramm „Demokratie leben!“. 

Abschließend werden die Ergebnisse der Analyse in Bezug auf Herausforderungen 

und Spannungsfelder der Förderung pädagogischer Demokratieförderung disku-

tiert. In den Schlussfolgerungen wird diese Problematik aufgegriffen und auf die 

Notwendigkeit begrifflicher Klärungen sowie auf Forschungs- und Evaluationsbe-

darfe verwiesen. Angermerkt wird, dass insbesondere ein intensiver Fachaustausch 

zu diesen neuen Handlungsfeldern zu weiteren Klärungen beitragen kann. 

Der vorliegende Text stellt im Rahmen der institutionenbezogenen Forschungssäule 

der „Arbeits- und Forschungsstelle Demokratieförderung und Extremismuspräven-

tion“2 den ersten jährlichen Bericht im Schwerpunkt „Analysen zur pädagogischen 

Praxis der Extremismusprävention und Demokratieförderung“ dar. Dieser dient der 

Erstellung von „Überblicken, Einordnungen, weiterführenden Analysen und Ver-

gleichen“ (Deutsches Jugendinstitut 2019, S. 12) zur Praxis in den beiden Hand-

lungsfeldern. 

 

 

2  Dieser Bericht ist im Rahmen des Projekts „Arbeits- und Forschungsstelle Demokratieförderung 

und Extremismusprävention“ entstanden, das vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend (BMFSFJ) von 2020 bis 2024 gefördert wird. Die Veröffentlichung s tellt keine 

Meinungsäußerung des BMFSFJ oder des BAFzA dar. Für inhaltliche Aussagen tragen die Auto-

rinnen und Autoren die Verantwortung. 
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2 Begriffliche Grundlagen und 
Forschungsstand 

Der Begriff der Demokratieförderung hat sich vor seiner Verbreitung im pädagogi-

schen Kontext in der Außen- und Sicherheitspolitik bzw. im Feld der internationa-

len Zusammenarbeit etabliert. Seit den 1990er-Jahren bildet er ein zentrales Para-

digma westlicher Entwicklungs- und Außenpolitik, das als wichtiger Beitrag zur Be-

arbeitung globaler Herausforderungen wie Armut, Staatszerfall, Konflikte und Ter-

rorismus verstanden wird (Grävingholt/Leininger/Schlumberger 2009). Ziel ist da-

bei insbesondere instrumentell „zentrale Voraussetzung für nachhaltige, breiten-

wirksame Entwicklung, für Sicherheit und Frieden“ (ebd.) zu schaffen oder norma-

tive „Demokratie als Wert an und für sich“ (ebd.) zu betrachten. Dies basiert auf 

dem Verständnis, dass Demokratie grundlegende universelle Rechte gewährleisten-

kann. Gerade diese normative Ebene ist verschiedentlich Gegenstand einer kriti-

schen Auseinandersetzung mit Demokratieförderung, etwa dass sie eine Politik der 

Beherrschung (Gädeke 2017) sei und Werte und Normen den Adressierten unge-

wollt überstülpe (vgl. Leininger 2015, S. 96). Cemal Karakas (2013) zeigt, wie diese 

Form der Demokratieförderung mit komplexen Zielkonflikten konfrontiert ist. 

Aber auch Demokratieförderung als von außen kommende Praxis steht dabei in der 

Kritik. Unterschieden wird Demokratieförderung von Demokratisierung als dem 

eigenständigen Prozess der Bildung oder Vertiefung von Demokratie (Mross 2019; 

Leininger 2015; Nohlen 2015). 

Demokratieförderung hat sich darüber hinaus auch in der Innenpolitik etabliert, wo 

sie „zur nachhaltigen Stärkung der politischen Kultur eingesetzt“ (Leininger 2011, 

S. 94) wird. Der Deutsche Präventionstag stellt entsprechend fest: „Die Förderung 

von Demokratie ist nicht nur staatliche Aufgabe, sondern das gemeinsame Anliegen 

einer lebendigen Zivilgesellschaft“ (DPT – Deutscher Präventionstag 2019, S. 3). In 

diesem Sinne ist sie auch Teil unterschiedlicher Felder der Bildungspolitik (vgl.  

Leininger 2011, S. 94) und der Pädagogik, nicht zuletzt um die Mündigkeit der Bür-

ger:innen zur Demokratie als Grundlage für diese zu fördern ( Kenner/Lange 2018; 

Wirtz 2017). Michael May (2007) stellt heraus, dass sich politische Bildung und Po-

litikdidaktik im Spannungsfeld zwischen Individuum und Gesellschaft befinden und 

letztlich in beide Richtungen gerichtet sind (vgl. ebd., S. 14ff.). Hier schließt der 

Begriff nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Diktaturerfahrungen bis 1945 (und 

auch bis 1990) in Deutschland an eine normative Theorie der Demokratie an, die 

für die Felder der politischen Bildung und der Demokratiepädagogik trotz wechsel-

seitiger Abgrenzung zueinander wesentlich war (vgl. Patzelt 2019, S. 7ff.; Widmaier 

2019, S. 16f.). So finden sich Perspektiven der Demokratieförderung in der schuli-

schen Politikdidaktik (vgl. Patzelt 2019, S. 133ff.; Himmelmann/Grammes/Welniak 

2016), in der politischen Bildung (Patzelt 2019; Widmaier 2019) und der Sozialen 

Arbeit (Köttig/Röh 2019). Auch der einmal pro Legislaturperiode im Auftrag des 

Deutschen Bundestages von einer Expertenkommission erarbeitete Kinder- und Ju-

gendbericht hatte im Jahr 2020 explizit „Demokratiebildung und Demokratieförde-

rung“ (Deutscher Bundestag 2020, S. 41) zum Thema und fasst dieses als einen 

Aspekt politischer Bildung (vgl. ebd., S. 7ff.). 
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In Bezug auf innenpolitische Fragen findet der Begriff Demokratieförderung zu-

nehmend im Kontext der Auseinandersetzung mit Extremismus und Demokratie-

feindlichkeit Verwendung, etwa in der „Strategie der Bundesregierung zur Extre-

mismusprävention und Demokratieförderung“ (BMFSFJ/BMI 2016) im Bundes-

programm „Demokratie leben!“. Hier bildet der Begriff neben „Extremismusprä-

vention“ und „Vielfaltgestaltung“ einen inhaltlichen Schwerpunkt (BMFSFJ 2019). 

Björn Milbradt u.a. (2019a) bewerten eine Vermischung dieser Handlungsfelder je-

doch kritisch und betonen, „dass die Felder jeweils eigene Handlungslogiken mit 

sich bringen, die (…) eigene Legitimationen und einen Eigenwert darstellen“  

(Milbradt/Schau/Greuel 2019a, S. 171). Gerade im Gegensatz zu Demokratieför-

derung stehen dabei „verdachtsbezogene Begründungen, normierende Handlungs-

praxen und auf Verhinderung abzielende Erfolgskriterien“ (ebd.) der Radikalisie-

rungs- bzw. Extremismusprävention. Im Kontrast dazu sehen Gregor Dietz und 

Antje Gansewig (2020) die „Prävention von Extremismus (…) in erster Linie als 

Förderung von demokratischen Prozessen und Werten“ (Dietz/Gansewig 2020, 

S. 564), da diese nachhaltig vor demokratiefeindlichen Bestrebungen schützen. 

Teils auf die Programme im Zweiklang von „Extremismusprävention und Demo-

kratieförderung“ bezogen, werden insbesondere die politische Bildung, die Demo-

kratiepädagogik, die Politikdidaktik und die Soziale Arbeit von einigen ihrer Vertre-

ter:innen als Demokratieförderung diskutiert. So versteht Benedikt Widmaier (2017) 

in Referenz an das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ politische Bildung als 

Demokratieentwicklung (vgl. ebd., S. 22f.). Jugendlichen wird dabei insbesondere 

in der Auseinandersetzung mit Extremismus eine besondere Rolle zugeschrieben, 

da sie besonders vulnerabel für demokratiefeindliche Phänomene, aber auch leicht 

erreichbar für pädagogische Angebote seien (vgl. Hohnstein 2021, S. 81). 

Den Fokus pädagogischer Maßnahmen sehen Frank Greuel u.a. (2013) auf lebens-

weltlich ausgerichtetem „Demokratielernen“ im Kindes- und Jugendalter, das „Par-

tizipationserfahrungen im unmittelbaren Lebensumfeld junger Menschen“ (ebd.,  

S. 21) zum Ausgangspunkt nimmt, damit junge Menschen lernen, wie sie ihr Ge-

meinwesen mitgestalten, um ihnen „gesellschaftliche, insbesondere polit ische Teil-

habe, zu ermöglichen“ (ebd.). Im laufenden Bundesprogramm werden Maßnahmen 

zur „Demokratieförderung“ im gleichnamigen Modellprojekt-Handlungsfeld unter-

stützt. Darin wird „die gesamte Breite der kinder- und jugendbildenden Einrichtun-

gen“ (Lüders u.a. 2020, S. 585) mit partizipations- und engagementfördernden, bil-

denden und konfliktpräventiven Ansätzen angesprochen. Die wissenschaftliche Be-

gleitung um Katrin Ehnert u.a. (2021) beobachtet einen Fokus der Angebote beim 

Thema Stärkung politischer Teilhabe (vgl. ebd., S. 57) und schlägt eine Definition 

des Begriffs Demokratieförderung vor, die „zur Entwicklung einer demokratischen 

politischen Kultur auf Grundlage der Grund- und Menschenrechte und derer 

Werte“ (ebd., S. 22) sowohl individuelle Kompetenz- und Haltungsentwicklung, 

Verfahrensentwicklung und Struktursicherung und -entwicklung umfasst. 

Hier zeigt sich die Abhängigkeit des Demokratieförderbegriffs von Konzepten der 

Demokratie. „Demokratie“ ist nicht klar definiert, sondern kann unterschiedliche 

Dimensionen umfassen (Kost/Massing/Reiser 2020; Schultze 2015) und kann so-

wohl empirisch, theoretisch und normativ hergeleitet sein (vgl. Martinsen 2020, 
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S. 47ff.). Als Herrschafts- und Staatsform lässt sich der Begriff in den Worten Ab-

raham Lincolns auf die Formel „government of the people, by the people, for the 

people“ (Schultze 2015, S. 90) bringen. Dies kann in der Politikwissenschaft mit 

Prinzipien der Volkssouveränität und politischen Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit 

und der Partizipationsmöglichkeit untersetzt werden (vgl. ebd.), wobei die Qualität 

dieser Prinzipien bis weit in die Gesellschaft, das heißt etwa in die zivilgesellschaft-

liche und private Sphäre hinein, unterschiedlich ausformuliert sein kann. 

Im Hinblick auf Bildungszusammenhänge ist die Frage nach der Trennlinie zwi-

schen „Demokratie“ und „Politik“ wesentlich. May definiert Politik als die Regelung 

des Zusammenlebens und Demokratie als einen spezifischen Modus dieser Rege-

lung in „souveräner, gleichberechtigter und freiheitlicher Art und Weise“ (May 

2007, S. 101). May verbindet beide Aspekte im Terminus „demokratische Politik“ 

(May 2007, S. 99), der letztlich „kooperatives Problemlösungshandeln“ (Jörke 2003, 

S. 203ff.) beschreibt. 

Auch der 16. Kinder- und Jugendbericht diskutiert das Verhältnis von Politik und 

Demokratie für die Bildungsarbeit. Hier wird Politik als „die Gesamtheit der Akti-

vitäten und Strukturen, die auf die Herstellung, Durchsetzung und Infragestellung 

allgemein verbindlicher und öffentlich relevanter Regelungen in und zwischen 

Gruppierungen von Menschen abzielt“ (Deutscher Bundestag 2020, S. 108), defi-

niert. Demokratie dagegen wird in den Dimensionen der formellen Herstellung ver-

bindlicher Regeln, der dahinterliegenden Prinzipien wie Gleichheit, Pluralismus und 

Rechtsstaatlichkeit sowie der historischen Spezifik einer prozesshaft entstandenen 

Erscheinungsform definiert (vgl. Deutscher Bundestag 2020, S. 110). 

Weite Verbreitung in Zusammenhängen der politischen Bildung, Politikdidaktik, 

des Demokratielernens und der Demokratiepädagogik findet eine auf Himmelmann 

und Dewey zurückgehende Differenzierung von Demokratie (vgl. Deutscher Bun-

destag 2020, S. 109; vgl. Widmaier 2019, S. 19). Danach wird Demokratie als Herr-

schaftsform von Demokratie als Gesellschaftsform und als Lebensform unterschie-

den (Himmelmann 2016; Himmelmann/Grammes/Welniak 2016). 

„Demokratieförderung“ beschreibt zusammengenommen in unterschiedlichen 

Handlungsfeldern Maßnahmen und Strategien, die auf eine Etablierung und Vertie-

fung von Demokratie abzielen. Jedoch der „Begriff Demokratieförderung selbst ist 

relativ neu und sowohl in der Theorie als auch in der Bildungspraxis weitestgehend 

unbestimmt“, wie auch Katrin Ehnert und Aline Rehse (2021, S. 5) den Diskussi-

onsstand trefflich zusammenfassen. Sie verweisen darauf, dass die pädagogische 

Praxis möglicherweise andere Begriffe und Konzepte verwendet (vgl. ebd.). Ent-

sprechend sind die Verhältnisse zu angrenzenden Begriffen wie politischer Bildung 

bzw. den Konzepten demokratischer Bildung, Erziehung, Didaktik usw. noch offen 

(vgl. Ehnert u.a. 2021, S. 22). 

Ein wesentlicher Ausgangspunkt für die pädagogische Praxis ist die Ausrichtung der 

Förderung. Ein Blick auf die in den demokratiebezogenen Förderprogrammen ein-

geschriebenen Konzepte der Demokratieförderung soll hier einen Beitrag zur be-

grifflichen Klärung leisten. Während zu den demokratiebezogenen Bundesprogram-

men ein umfangreicher Korpus an Evaluationsliteratur vorliegt (Ehnert u.a. 2021; 
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Milbradt u.a. 2021a; Lüders u.a. 2020; Ehnert/Hädicke 2019; Fehser u.a. 2019;  

Glaser/Schuster 2007), finden sich nur wenige Arbeiten zu den entsprechenden 

Landesprogrammen. Hier gibt es vor allem Evaluationsberichte einzelner Pro-

gramme (Lüter u.a. 2019; Heitmeyer 2008). Eine umfangreiche Arbeit mit dem Fo-

kus auf Präventions- und Interventionsstrategien gegen Rechtsextremismus in Pro-

grammen der Bundesländer liegt von Franziska Schmidtke (2017) vor, die jedoch 

weniger nach den Programmen selbst, als nach den „Entstehungskonfigurationen, 

-bedingungen und -mechanismen“ (ebd., S. 247) der Programme fragt. 

Der vorliegende Bericht wirft vor dem Hintergrund der dargestellten definitori-

schen Schwierigkeiten und normativen sowie politischen Fallstricke einen empiri-

schen Blick auf die Begriffsverwendung in Konzeptdokumenten demokratiebezo-

gener Landesprogramme. Durch die Untersuchung der demokratiebezogenen Lan-

desprogramme soll der Bericht einen ersten Einblick bieten, welche Demokratieför-

derungskonzepte diesen Programmen eingeschrieben sind. Ziel der empirischen 

Analyse ist es, einen Überblick zu ermöglichen, wie „Demokratieförderung“ in die-

sen Programmen explizit und implizit konzipiert wird und ob sich Konturen einer 

kohärenten Rahmung und konzeptionellen Schärfung feststellen lassen. 
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3 Sample und 
Untersuchungsmethode 

3.1 Welche Landesprogramme der 
Demokratieförderung gibt es? 

Zur Beantwortung der Frage, welche Programme im Themenzusammenhang  

„Demokratieförderung“ in Deutschland zu finden sind, wurde zuerst eine systema-

tische Internetrecherche über Suchmaschinen und ausgewählten Fachdatenbanken  

(hier z. B. die „Vielfalt Mediathek“ des IDA e.V.) durchgeführt.3 Gesucht wurde 

nicht nur nach dem Begriff „Demokratieförderung“, sondern nach unterschiedli-

chen Formen der Förderung eines demokratischen Miteinanders, um Arbeit gegen 

Demokratiefeindlichkeit sowie um eine Reihe von Schlüsselbegriffen wie Demokra-

tiestärkung, Radikalisierung, Hass und Gewalt, Extremismus, Zusammenhalt, Viel-

falt, Engagement oder Polarisierung. 

Für die Eingrenzung des „Programm“-Begriffs wurde dabei auf die in der Literatur 

weit verbreitete Definition der „Deutschen Gesellschaft für Evaluation“ zurückge-

griffen. Im Zusammenhang ihrer Evaluationsstandards bestimmt diese Programme 

als „zielgerichtete Vorhaben jeder Art (Projekt, Intervention, Modellversuch, Maß-

nahme, Maßnahmenbündel etc.), die auf Basis eines Konzepts planvoll Aktivitäten 

durchführt, die zu bestimmten Wirkungen führen sollen“ (DeGEval – Gesellschaft 

für Evaluation 2017, S. 69). 

Das Ergebnis umfasste 42 Programme und über 200 Dokumente wie Leitlinien, 

Selbstdarstellungsbroschüren, Evaluationsberichte und Landtagsbeschlüsse. Aus 

diesem Dokumentenkorpus sowie einigen fokussierten Nachrecherchen wurde das 

Sample für die vorliegende Analyse gebildet. Für die Eingrenzung des Untersu-

chungsgegenstandes der Analyse wurden folgende Kriterien hinzugezogen: 

 Vorhandensein einer übergreifenden Programmkonzeption. 

 Inhaltlicher Zuschnitt: unmittelbarer Demokratie-Bezug.4 

 Pädagogische Dimension: Mindestens ein Teil der Projekte, Interventionen, 

Maßnahmen etc. des Programms sollte als pädagogische Praxis angelegt sein. 

 Zeitdimension: aktuell laufende Programme. 

 

 

3  Diese Internetrecherche wurde von den wissenschaftlichen Hilfskräften Josephine Garitz und 

Kim Lang durchgeführt. 

4  Das heißt keine Programme, die Engagement-Förderung ohne Demokratiebezug fördern (z. B. 

Sachsen), sowie keine Programme reiner Distanzierungsarbeit ohne explizite Förderung von De-

mokratie. 
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 Trägerschaft: Es geht um Landesprogramme, also Programme, die im Verant-

wortungsbereich des Landes liegen und in der Regel damit eine weitgehende 

Finanzierung über den Haushalt eines Bundeslandes nahelegen.5 

Schließlich konnten in 14 der 16 Bundesländer Programme identifiziert werden. In 

der Analyse werden die in Tabelle 3.1 aufgeführten Landesprogramme und Doku-

mente berücksichtigt.6 

Keine Programme nach diesen Kriterien konnten für Bremen und das Saarland aus-

gemacht werden: Die Recherche zeigte dort zwar eine Reihe von Maßnahmen und 

Angeboten, insbesondere aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“, jedoch 

gibt es hier keine eigenständige Landesprogrammstruktur, die ein auf der Basis von 

Dokumenten erschließbares Konzept widerspiegelt. Zur Validierung dieser Ein-

schätzungen wurde ein Austausch mit der am Deutschen Jugendinstitut angesiedel-

ten wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Land in der „Programme-

valuation ‚Demokratie leben!‘“ durchgeführt.7 Dabei zeigte sich, dass vereinzelt 

auch Maßnahmen, die nicht den genannten Kriterien für ein Landesprogramm ent-

sprachen, von den Verantwortlichen im Land selbst als solches verstanden werden. 

Durch das Fehlen eines schriftlich vorliegenden Programmdokuments ist für die 

vorliegende Analyse jedoch weder eine Einordnung der dortigen Maßnahmen als 

Programm – im Sinne der hier angelegten Recherchekriterien – noch die für die 

Methodik der Dokumentenanalyse nötige Grundlage gegeben. 

In einem Fall deckt sich die Einordnung nicht mit der Selbstbeschreibung: So gibt 

die bayerische Regierung in der Beantwortung einer Parlamentsanfrage an, kein Pro-

gramm umzusetzen: „Bayern bekämpft den Extremismus mit ressortübergreifenden 

und ganzheitlichen Ansätzen und nicht mit Programmen“ (Bayerischer Landtag 

2020, S. 1). Das bayerische „Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus“ ent-

spricht aber den hier angelegten Kriterien und wird in dieser Analyse vergleichend 

mit den anderen Programmdokumenten mit einbezogen. 

  

 

 

5  Das schließt jedoch nicht aus, dass eine Kofinanzierung von Maßnahmen des Bundes in die Stra-

tegie integriert ist. Nicht betrachtet wurden damit beispielsweise kommunale Programme, Bun-

desprogramme oder Programme, die von privaten oder zivilgesellschaftlichen Organisationen wie 

etwa Stiftungen durchgeführt werden. 

6  Auch wenn der Recherchefokus sich von dem von Schmidtke (2017) untersuchten Feld der Lan-

desprogramme gegen Rechtsextremismus unterscheidet, zeigt sich im Vergleich, dass die Zahl der 

Programme seit Mitte der 2010er-Jahre deutlich gestiegen ist.  

7  Herzlicher Dank gilt dem Team der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Land 

am DJI!  
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Tab. 3.1: Verwendete Dokumente 

Land Dokument  Jahr 

Baden- 

Württemberg (A)8 

Demokratie stärken – Baden-Württemberg gegen Menschenfeind-

lichkeit und Rechtsextremismus. Aktionsfonds REFLEX. Förderricht-

linien 2020 

2020 

Baden- 

Württemberg (B) 

Förderprogramm „lokal vernetzen“ Ausschreibung  2020 

Bayern Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus. Vorbeu-

gen – Unterstützen – Eingreifen 

2019 

Berlin Leitlinien des Landesprogramms „Demokratie. Vielfalt. Respekt. Ge-

gen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus“ 

2012 

Brandenburg „Tolerantes Brandenburg“ – für eine starke und lebendige Demokra-

tie. Handlungskonzept der Landesregierung für eine demokratische 

Gesellschaft mit Zivilcourage gegen Gewalt, Rechtsextremismus und 

Fremdenfeindlichkeit 

2005 

Bremen kein Dokument  

Hamburg (A) Aktiv für Demokratie und gegen Menschenfeindlichkeit. Förderrichtli-

nie zum Landesprogramm „Hamburg – Stadt mit Courage“ – Landes-

programm zur Förderung demokratischer Kultur, Vorbeugung und 

Bekämpfung von Rechtsextremismus vom 5.11.2013 (Drs. 20/9849) 

und zum Konzept des Senats vom 28.10.2014 (Drs. 20/13460) „Ef-

fektive Maßnahmen gegen gewaltbereiten Salafismus und religiösen 

Extremismus ergreifen“ 

2019 

Hamburg (B) Hamburg – Landesprogramm zur Prävention und Bekämpfung von 

Rechtsextremismus 2019 

2019 

Hessen Landesprogramm „Hessen – aktiv für Demokratie und gegen Extre-

mismus“. 2020 bis 2024. Förderrichtlinie 

2019 

Mecklenburg- 

Vorpommern (A) 

Landesprogramm „Demokratie und Toleranz gemeinsam stärken!“  2021 

Mecklenburg- 

Vorpommern (B) 

Unterrichtung durch die Landesregierung. Landesprogramm „Demo-

kratie und Toleranz gemeinsam stärken!“. Strategie der Landesregie-

rung zur Umsetzung des Landesprogramms 

2021 

Niedersachsen 

(A) 

Landesprogramm für Demokratie und Menschenrechte. Leitlinien für 

die Extremismusprävention 

2021  

 

 

8  Die Kürzel A und B wurden hier zur besseren Unterscheidbarkeit ergänzt, wenn mehrere Doku-

mente aus einem Bundesland in die Auswertung einbezogen wurden. 
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Niedersachsen 

(B) 

Niedersächsisches Landesprogramm für Demokratie und Menschen-

rechte. Zielkatalog Demokratieförderung 

2019 

Nordrhein- 

Westfalen 

Integriertes Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Ras-

sismus. NRWeltoffen 

2016 

Rheinland-Pfalz 

(A) 

Förderprogramm „Gemeinsam für Gleichwertigkeit“. Förderkriterien 2020/21 

Rheinland-Pfalz 

(B) 

Gemeinsam für Gleichwertigkeit. Landesaktionsplan gegen Rassis-

mus und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

2020 

Saarland kein Dokument  

Sachsen Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt zur Förderung von Projekten für das 

Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Tole-

ranz“ (Förderrichtlinie Weltoffenes Sachsen – FördRL WOS)  

2020 

Sachsen-Anhalt 

(A) 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 

Maßnahmen im Rahmen des Landesprogramms für Demokratie, 

Vielfalt und Weltoffenheit 

2017 

Sachsen-Anhalt 

(B) 

Landesprogramm für Demokratie, Vielfalt und Weltoffenheit in Sach-

sen-Anhalt 

2017 

Schleswig- 

Holstein 

Förderaufruf im Rahmen des Landesprogramms zur Demokratieför-

derung und Rechtsextremismusbekämpfung. Gegenstand des För-

deraufrufs: Fachstelle für Demokratiepädagogik 

2020 

Thüringen Thüringer Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und Weltoffen-

heit 

2017 

Quelle:  Eigene Darstellung 

3.2 Auswertung der Programmdokumente 

Im Folgenden wird näher auf die Dokumentenanalyse und die damit verknüpfte 

Auswertungsheuristik des vorliegenden Papiers eingegangen. Dazu wurde auch auf 

Kontextinformationen der offiziellen Webseiten der Programme zurückgegriffen. 

Die Dokumentenanalyse stellt für sich genommen noch kein Analyseverfahren dar 

(vgl. Hoffmann 2018, S. 141). Stattdessen beschreibt sie eine spezifische Zugangs-

weise (Wolff 2017), die über unterschiedliche methodische Zugänge genutzt werden 

kann (Hoffmann 2018). Die Auswertung erfolgte hier angelehnt an die Methodik 

der „qualitativen Inhaltsanalyse per Extraktion“, die von Jochen Gläser und Grit 
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Laudel entwickelt wurde (Gläser/Laudel 2010).9 Es werden Sequenzen zu vordefi-

nierten Kategorien (vgl. Kuckartz 2014, S. 41ff.) aus dem Dokument extrahiert. 

Diese Kategorien10 wurden ausgehend von der Forschungsfrage und den in der 

oben genannten Forschungslage thematisierten Spannungsfeldern entwickelt und in 

Austauschrunden mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Verwaltung 

validiert. Aus den Dokumenten wurden dabei die Stellen ausgewählt, die zu den 

Kategorien passen und Informationen zu diesen enthalten. Falls sich in einzelnen 

Dokumenten keine relevanten Passagen befanden, wurde vermerkt, welche Infor-

mation sich aus dem Gesamttextzusammenhang zur genannten Kategorie ergab. In 

einem weiteren Reflexionsschritt wurden Kategorien entlang von Themen, die in 

der Auswertung neu im Material gefunden wurden, ergänzt (z. B. kam die Verbin-

dung der Landesprogramme zu „Demokratie leben!“ materialinduziert als Auswer-

tungsfokus hinzu).11 

Die ausgewählten Passagen wurden dann komparativ ausgewertet. Im Vergleich mit 

den anderen Dokumenten wurden übergreifende Themen gebildet. Ergänzend wur-

den dabei ausgewählte Textstellen von der Hälfte der Dokumente in Auswertungs-

gruppen sequenziell interpretiert.12 Hier standen die Eingangspassage und in der 

Regel die folgenden Abschnitte im Fokus, in denen die grundlegende Ausrichtung 

des Programms dargelegt und begründet wird. Die Interpretationssitzungen halfen 

in der Komparation dabei, die wesentlichen Ebenen, auf denen sich die Dokumente 

unterscheiden, entlang des kategorisierten Materials abzugrenzen und zuzuspitzen. 

So konnten die Kategorien, wie oben dargestellt, reflektiert und zu Themen ange-

reichert werden, die es als Tertium Comparationis ermöglichten, die Ergebnisse der 

Extraktion sowie der Interpretation in einer tabellarischen Übersicht zu verdichten 

und über die Komparation schließlich Typologien (vgl. Nohl 2017, S. 41) zu den 

 

 

9  Abweichend von dem von Gläser und Laudel vorgestellten Verfahren wurde hier auf eine com-

puterunterstützte Aufbereitung über speziell programmierte Makros ein Textverarbeitungspro-

gramm abgesehen. Stattdessen wurden die zugrundeliegenden Sequenzen der Dokumente in dem 

Programm MaxQDA markiert und die extrahierten Informationen tabellarisch gesammelt und 

aufbereitet. 

10  Kategorien im ersten Analyseschritt (Extraktion) waren (A) Kontext des Programms; (B) Begriff 

und Verständnis von Demokratie; (C) Begriff und Verständnis von Demokratieförderung; (D) 

Zielgruppen/Zielsysteme von Demokratieförderung; (E) Was für eine Art von Maßnahmen soll 

gefördert werden? (F) Verhältnis von Demokratieförderung und Extremismusprävention; (G) Ju-

gendbezug; (H) Vorkommen von Schlüsselbegriffen (Demokratieförderung, Demokratiestär-

kung/Demokratie stärken), Demokratie, wehrhafte Demokratie, Radikalisierung, Extremismus, 

Linke Militanz, Links-, Islamismus, Islamistischer Extremismus, Salafismus, Hass, Gewalt, Ras-

sismus, Rechtsradikalismus, Rechtsextremismus, Rechte Gewalt, Rechts-, Zusammenhalt, Viel-

falt, Engagement, GMF, Partizipation, Beteiligung, Polarisierung) 

11  Kategorien im zweiten Analyseschritt (Komparation) waren (A) Demokratieverständnis; (B) De-

mokratieförderbegriff; (C) Verhältnis von Demokratieförderung und Extremismusprävention; 

(D) Jugend; (E) Verhältnis zu „Demokratie leben!“ ; (F) Verhältnis Staat-Zivilgesellschaft; (G) 

Maßnahmenziele; (H) Ressortanbindung. 

12  Interpretiert wurden Passagen der Dokumente zu acht Bundesländern. An den Interpretations-

sitzungen waren neben dem Autor dieses Berichts Marco Schott, Sally Hohnstein und Hanna 

Schmidt beteiligt. 



 

18 

jeweiligen Themen abzuleiten. Die unterschiedlichen Typen werden im empirischen 

Teil dieses Berichts in den Abschnitten 4.2 bis 4.5 vorgestellt. 

Eine besondere Herausforderung war die Heterogenität der Dokumente. In vielen 

Programmen fanden sich umfangreiche Programmdokumente wie Leitlinien oder 

Richtlinien, die das Programm in Gänze ausführlich beschreiben, kontextuell ein-

betten und begründen (z. B. Hamburg Dok B, Thüringen Dok).13 Zu einigen Pro-

grammen lagen jedoch lediglich Dokumente vor, die das Programm in wenig elabo-

rierten Anstrichen nur überblicksartig zusammenfassen. Zu diesen Dokumenten 

zählen knapp formulierte Leitlinien (z. B. Sachsen Dok) ebenso wie Ausschrei-

bungstexte einzelner Programmelemente, in denen der Gesamtprogrammzusam-

menhang nur einleitend umrissen wird (z. B. Baden-Württemberg Dok A+B). In 

der komparativen Analyse konnte in diesen Fällen entsprechend nur auf eine deut-

lich reduziertere Datenbasis zurückgegriffen werden. 

Zusätzlich sind die Dokumente teilweise in unterschiedlichen zeitlichen Kontexten 

entstanden. Die Mehrzahl der untersuchten Programmdokumente (n=9) waren auf 

die Jahre 2019–2021 datiert (Bayern, Hessen, Hamburg, Niedersachsen, Baden-

Württemberg, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-

pommern). Die Dokumente aus drei Ländern wurden in den Jahren 2016 bis 2017 

veröffentlicht (Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) und zwei Doku-

mente waren noch älter (Brandenburg 2005, Berlin 2012). Trotz dieses lang zurück-

liegenden Zeitpunktes sind sie weiterhin die Grundlage der aktuellen Programme 

(z. B. Koordinierungsstelle „Tolerantes Brandenburg“ 2021) . 

Zu reflektieren gilt es außerdem, dass die Programme komplexe und in ständigem 

Wandel begriffene soziale Phänomene darstellen. Als solche sind sie Ergebnis so-

wohl politischer Prozesse als auch Ergebnis von strukturiertem Verwaltungshan-

deln und individueller Ausgestaltung durch zuständige Verwaltungsmitarbeitende 

(z. B. die Ausführungen von Schmidtke 2017). 

Trotz der dargestellten Datenlage ließ sich die Forschungsfrage aus der Auswertung 

der Gesamtheit der Programmdokumente heraus beantworten. So ermöglicht der 

vorliegende Bericht einen empirischen Blick auf die explizite oder implizite Umset-

zung des Begriffs „Demokratieförderung“ in den analysierten Dokumenten. Somit 

gewährt er Einblick in die Vorstellungen und Perspektiven in Bezug auf Demokra- 

  

 

 

13  Die untersuchten Dokumente werden mit dem Ländernahmen mit dem Kürzel „Dok“ versehen, 

sowie in dem Fall, dass mehrere Dokumente aus einem Bundesland verwendet wurden, ergänzt 

um den Zusatz „A“ oder „B“, die die Reihenfolge der Dokumente aus der oben aufgeführten 

Tabelle widerspiegelt. Vereinzelt steht der Zusatz AH für Bündelungen entlang der Auswertungs-

heuristik oder IP für Bezüge auf Interpretationsprotokolle. 
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tieförderung, die in die Programmkonzeption eingeflossenen sind.14 Im Folgenden 

werden die empirischen Ergebnisse aus der Dokumentenanalyse vorgestellt.  

 

 

14  Zu unterscheiden gilt dies von der Umsetzung solcher Programme, also der Auswahl zu fördern-

der Praxisangebote und deren Projektkonzeptionen, bis hin zu Herausforderungen in der Projek-

tumsetzung (Rekrutierung von geeignetem Personal, Zielgruppenerreichung, Veränderung lokaler 

Kontexte, …). Solche Veränderungen von der Programmkonzeption zur tatsächlichen Praxis ein-

zelner geförderter Maßnahmen dokumentiert beispielsweise die kontinuierliche Weiterentwick-

lung des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ (vgl. BMFSFJ 2020, S. 24ff.). 
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4 Pädagogische 
Demokratieförderung in 
Grundlagendokumenten der 
Landesprogramme 

4.1 Explizite Verwendung des Begriffs 
„Demokratieförderung“ 

Dem Begriff „Demokratieförderung“ selbst kommt in den untersuchten Dokumen-

ten keine relevante Rolle zu. So kommt dieser in den Dokumenten der Programme 

von sechs Ländern gar nicht (Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen) oder nur ver-

weisend bzw. in einem abgeleiteten Sinn (Hamburg, Rheinland-Pfalz, Thüringen) 

vor, also etwa in Bezug auf die Struktur des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 

(vgl. Hamburg Dok B, S. 32) oder auf eine Verwaltungseinheit, die den Begriff im 

Namen trägt (vgl. Rheinland-Pfalz Dok, S. 4). Teilweise finden sich hier jedoch ähn-

liche Begriffe wie „Demokratie stärken“ und „Demokratiebildung“  

(z. B. Baden-Württemberg) oder die Entwicklung einer „starken und lebendigen 

Demokratie“ (Brandenburg Dok, S. 18). 

In den meisten der verbleibenden Dokumente wird der Begriff „Demokratieförde-

rung“ ebenfalls nur vereinzelt und randständig verwendet. Dabei wird er meist flos-

kelhaft zur allgemeinen Bezeichnung eines wenig konkretisierten Handlungsfelds 

herangezogen. Insbesondere wird der Zweiklang „Extremismusprävention und De-

mokratieförderung“ (Niedersachsen, Dok B, S. 17) herangezogen, ohne dass im 

Folgenden näher auf „Demokratieförderung“ eingegangen wird (z. B. ebd., S. 3). In 

Schleswig-Holstein trägt das „Landesprogramm zur Demokratieförderung und 

Rechtsextremismusbekämpfung“ den Begriff in einer ähnlichen Dualität sogar im 

Titel, obwohl er im Weiteren nicht im Programmdokument verwendet wird .15 Die 

Formulierung findet sich vor allem in sehr allgemeinen Aussagen wie „Demokra-

tieförderung ist ein komplexer Prozess“ (Mecklenburg-Vorpommern Dok, S. 11, 

ähnlich Niedersachsen Dok B, S. 17). Vereinzelt werden aber auch in dieser Allge-

meinheit grobe Konturen des dahinterliegenden verstandenen Feldbegriffs deutlich. 

Zum Beispiel werden im Programmdokument aus NRW die „Bildungseinrichtun-

gen, (…) Kinder- und Jugendhilfe, Organisationen im Bereich Soziales, Kultur, 

Sport und Integration“ (ebd., S. 7) als „eine gut ausgebaute Infrastruktur der De-

mokratieförderung“ (ebd.) bezeichnet. Hier fällt auf, dass zwar Sozial-, Freizeit- und 

Bildungsbereich umrissen werden, nicht jedoch Polizei, Justiz und Verfassungs-

schutz, die an anderer Stelle ebenso zu den Handlungsfeldern des Programms ge-

 

 

15  Auf der Homepage der Landesförderung, die beim Landesdemokratiezentrum angesiedelt ist, ist 

Demokratieförderung hingegen wieder eine zentrale Kategorie (Landesdemokratiezentrum 

Schleswig-Holstein 2021). 



 

21 

zählt werden (vgl. Nordrhein-Westfalen Dok B, S. 17). Demokratieförderung er-

scheint an dieser Stelle als ziviles Gegenstück zur Sicherheitspolitik. Auch hier ist 

die Form sprachlich jedoch uneinheitlich. So werden beispielsweise vereinzelt die 

Begriffe „Demokratieentwicklung“ und „Demokratiepädagogik“ in einem ähnlich 

generalisierenden Zusammenhang genutzt. 

Am häufigsten (16-mal) findet sich der Begriff „Demokratieförderung“ im Doku-

ment des hessischen Programms. Aber auch hier wird keine klare Füllung des Be-

griffs vorgenommen. Der Begriff wird eher floskelhaft mitgeführt, ohne mit kon-

kreten Maßnahmen untersetzt zu sein (vgl. Hessen Dok, S. 8). Insgesamt bestätigt 

sich hier empirisch der Eindruck, der eingangs bereits in der Literaturübersicht skiz-

ziert wurde: der Begriff „Demokratieförderung“ ist weitgehend unkonturiert und 

wird eher schlagwortartig verwendet. 

4.2 Implizite Logiken der Förderung von Demokratie  

Auch wenn dem Begriff „Demokratieförderung“ selbst in den untersuchten Doku-

menten nur eine marginale Rolle zukommt, ließen sich demokratie-(förder-)bezo-

gene Logiken aus den formulierten Zielen, Begründungen und Maßnahmen der Pro-

gramme herausarbeiten. Der Begriff der „Logik“ wurde hier gewählt, um darzustel-

len, welche Ziel- und Handlungsperspektiven die untersuchten Dokumente den 

Programmen einschreiben. Mit Blick auf die Förderung von Demokratie zeigten 

sich in den Programmdokumenten drei unterschiedliche Typen demokratie- 

(förder-)bezogene Logiken. Diese werden im Folgenden dargestellt. 

4.2.1 Demokratieförderung als ein Teil von Extremismus- und 
Radikalisierungsprävention 

Im ersten Typ steht der Schutz der Demokratie vor Extremismus im Vordergrund. 

Die Programme können primär als Programme der Auseinandersetzung mit Extre-

mismus bzw. der Extremismusprävention verstanden werden. Diese Logik ließ sich 

in den Programmdokumenten von Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Nieder-

sachsen und Schleswig-Holstein finden.  

Neben klassischen Ansätzen der Auseinandersetzung mit Extremismus (Rieker 

2009) skizzieren die Dokumente dieser Programme in geringerem Umfang auch 

Ziele und Maßnahmen zur Stärkung von Demokratie. Charakteristisch für die Pro-

gramme dieses Typs ist, dass sie der Auseinandersetzung mit Extremismus dienen. 

Explizit wird im hessischen Dokument die „Förderung von Demokratie, Toleranz 

und Weltoffenheit“ (Dok Hessen, S. 2) als Aufgabe „zur Verhinderung von Extre-

mismus“ (ebd.) beschrieben. Dieser „Förderung von Demokratie, Toleranz und 

Weltoffenheit“ (ebd.) wird im Rahmen des Programms dabei kein eigenständiger 

Wert attestiert, sondern sie leitet sich erst von einer über die Extremismuspräven-

tion vermittelten Rationalität ab. Die „Stärkung der Demokratie“ wird im Folgen-

den von der Logik der „Bekämpfung von Extremismus“ (ebd.) überlagert und auf 

einen „Dreiklang aus Prävention, Intervention und Repression“ (ebd.) mit einem 

Schwerpunkt auf der „phänomenübergreifenden Prävention (…) gegen jede Art von 
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Demokratiefeindlichkeit“ (ebd.) fokussiert. Ähnlich wird im niedersächsischen Pro-

grammdokument gefordert, dass „Menschenrechte geachtet und demokratische 

Werte gelebt werden“ (Niedersachsen Dok B, S. 6), um Extremismus dauerhaft den 

Boden zu entziehen (vgl. ebd.). Die Achtung der Menschenrechte wird hier zumin-

dest sprachlich als ein Mittel der Extremismusprävention verstanden, nicht aber als 

ein Handlungsauftrag mit eigenem Wert und Ziel. 

Der Typ „Demokratieförderung als Teil von Extremismusprävention“ geht dabei 

wesentlich von einer Perspektive aus, die sich aus der Logik eines (starren) Radika-

lisierungsmodells (Borum 2011) ableitet (vgl. Bayern Dok, S. 6f.). Problematisiert 

wird hier zumeist politisch motivierte Kriminalität und Extremismus (z.  B. Bayern 

Dok, IP, vgl. Schleswig-Holstein Dok, S. 2). Dieser wird als „letzte Stufe eines Ra-

dikalisierungsprozesses“ (Bayern Dok, S. 6) verstanden. Die Stärkung von Demo-

kratie wird dabei als Teil des präventiven Handelns (z. B. vgl. Schleswig-Holstein 

Dok B, S. 3f.) gesehen, etwa die Entwicklung einer „gesunden Identität“ von Kin-

dern und Jugendlichen (Niedersachsen, Dok B, S. 3) zu fördern. „Angebote der 

Demokratiebildung [bzw. zur] Förderung von Demokratie und demokratischem Be-

wusstsein“ (Dok NRW, S. 5) bilden so „eine Grundvoraussetzung für eine erfolg-

reiche präventive Arbeit gegen Rechtsextremismus und Rassismus“ (ebd.). 

4.2.2 Demokratieförderung als Förderung einer Kultur der 
Gleichwertigkeit 

Ein anderer Teil der Programme zielt auf die Herstellung von Gleichwertigkeit aller 

Menschen ab und damit gegen Ideologien der Ungleichwertigkeit. Ähnlich wie im 

Typ der Programmdokumente, in denen Demokratieförderung als Teil von Extre-

mismusprävention verstanden wird, steht auch hier die Arbeit „für“ Demokratie in 

enger Verbindung zur Arbeit „gegen“ etwas. Im Gegensatz zum vorangegangenen 

Typ leitet sich das „gegen“ in der Förderung einer Kultur der Gleichwertigkeit, aber 

von einer positiv formulierten Voraussetzung des demokratischen Miteinanders ab. 

In diesen Programmen steht das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeind-

lichkeit (GMF) (Heitmeyer 2012) im Fokus, das sich u. a. auf das Prinzip der Gleich-

wertigkeit bezieht, das hier als eine notwendige Voraussetzung für Demokratie ver-

standen wird. Diese Logik zeigt sich am deutlichsten in den Programmen von Ba-

den-Württemberg und Rheinland-Pfalz: 

„Ein demokratisches Miteinander setzt jedoch voraus, dass alle Menschen als 
gleichwertige Individuen respektiert werden, ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer 
Hautfarbe, ihrer Religion u.v.m. GMF stellt daher eine ernst zu nehmende Gefahr 
für das Fundament der demokratischen Verfasstheit unserer Gesellschaft dar.“ 

(Baden-Württemberg, Dok B, S. 2) 

Ähnlich zeigt sich dies auch im rheinland-pfälzischen Landesprogramm: Weder De-

mokratieförderung noch Extremismus und Extremismusprävention werden hier ex-

plizit genannt. Eine Perspektive der Förderung von Demokratie wird aber eng mit 

der Arbeit gegen GMF verbunden. 



 

23 

Leitidee des rheinland-pfälzischen Programms ist es, gegen Ideologien der Un-

gleichwertigkeit vorzugehen. Demokratie taucht nur als untergeordneter Begriff auf, 

etwa in den Formulierungen „demokratisches Bewusstsein“ oder „demokratische 

Kultur“ (Rheinland-Pfalz Dok A, S. 1f.). Das Programm fokussiert sich dabei auf 

GMF als Problem, wobei unterschiedliche Merkmale von GMF mitgedacht werden 

(Rassismus, Sexismus, …; vgl. ebd.). Implizit wird Demokratie dabei als Kultur der 

Gleichwertigkeit präsentiert, in der die Unterschiedlichkeit verschiedener Bevölke-

rungsgruppen als Bereicherung erlebt wird. 

Ausgehend von dieser Leitidee soll das Programm „Gemeinsam für Gleichwertig-

keit“ eine demokratische Kultur und demokratisches Bewusstsein fördern. Implizit 

ist Demokratieförderung hier umrissen als Förderung eines bewussten und als po-

sitiv wahrgenommenen Miteinanders unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen, in-

dem Diskriminierungserfahrungen reduziert werden und in denen Menschen aktiv 

gegen Diskriminierung (sowie gegen Hass und Gewalt) eintreten. Diese ist keine 

reine pädagogische Arbeit, sondern beinhaltet auch unterschiedliche Formen der 

Gestaltung des Miteinanders (Partizipation, …). Wesentlich für den Ansatz des Pro-

gramms ist, dass keine Arbeit zu einzelnen Merkmalen von GMF (etwa alleinig zu 

Antisemitismus) gefördert wird, sondern Arbeit hier explizit „merkmalsübergrei-

fend“ angelegt ist (vgl. Rheinland-Pfalz Dok, S. 1) und dabei „auch Intersektionali-

täten und Mehrfachdiskriminierungen in den Blick nehmen“ (ebd., S. 3). 

4.2.3 Förderung gesellschaftlicher Teilhabe und Pluralität 

Die Programme eines dritten Typs gehen vom Ziel einer Gesellschaft aus, in der 

demokratische Werte geteilt werden und man offen mit Andersartigkeit umgeht. 

Dazu sollen sowohl demokratische Werte vermittelt als auch Strukturen der Parti-

zipation und des Engagements gefördert werden. In diesen Typ fallen die unter-

suchten Programmdokumente von Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-

mern, Hamburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

So zielt z. B. das thüringische Landesprogramm darauf ab, dass 

„zusätzliche Möglichkeiten zur demokratischen Teilhabe an menschenrechtsorien-
tierten, partizipativ-demokratischen und pluralen Alltagskulturen in einer engagier-
ten und aktiven Zivilgesellschaft eröffnet werden. Bürgerinnen und Bürger sollen 
unterstützt werden, demokratische und menschenrechtsbezogene Einstellungen 
und Verhaltensweisen zu entwickeln, zu festigen und weiterzugeben.“ 

(Thüringen Dok, S. 2) 

Teilhabe am gesellschaftlichen Miteinander und dessen pluralistische Konturierung 

werden hier eng zusammengedacht, die als Alltagspraxis und Einstellung individuell 

inkorporiert werden soll, oder wie das Brandenburger Programm anschaulich for-

muliert: „Es geht um die Einsicht der Bürgerinnen und Bürger, dass Demokratie 

nicht nur als Organisationsform, sondern auch als politische Wertegemeinschaft zu 

verstehen ist“ (Brandenburg Dok, S. 3). 

Der darin begründete gesamtgesellschaftliche Handlungsanspruch zeigt sich u. a. 

darin, dass die Programme dieses Typs in der Regel breit in ganz unterschiedliche 
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Bereiche des gesellschaftlichen Lebens hineinwirken wollen. Das Brandenburger 

Programm tritt hier besonders hervor, indem es neben den „typischen“ Feldern wie 

der Jugendarbeit, politischen Bildung und Strafverfolgung auch Familie, Sport, 

Stadtentwicklung, Wirtschaft und Tourismus als Handlungsfelder des Programms 

skizziert (vgl. Brandenburg Dok, S. 10−17). 

Die Orientierung auf das demokratische Miteinander und Weltoffenheit sollen da-

bei nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch der Auseinandersetzung mit Extremis-

mus, Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Demokratiefeindlichkeit in 

diesen Programmen eine ganz wesentliche Rolle zukommt. Das Begegnen antide-

mokratischer Bestrebungen (vgl. Mecklenburg-Vorpommer Dok A, S. 7) steht hier 

im Gegensatz zum ersten Typ nicht für sich, sondern leitet sich deutlich davon ab, 

dass diese dem demokratischen Miteinander entgegenstehen (vgl. Berlin IP Dok, 

S. 2). 

Drastisch wird etwa im thüringischen Programmdokument von einer „politischen 

und gesellschaftlichen Mitverantwortung für die Entstehung des sogenannten 

Nationalsozialistischen Untergrundes (NSU) in Thüringen“ (Thüringen Dok, S. 2) 

ausgegangen, woraus „Schlussfolgerungen für die Gestaltung von Demokrat ie, To-

leranz und Weltoffenheit“ (ebd., ähnlich Hamburg Dok B, S. 6) gezogen werden. 

Rechtsextremismus wird hier als ein zentrales, aber nicht einziges Hindernis auf 

dem Weg zum guten demokratischen Miteinander verstanden. Das macht z. B. das 

Berliner Programm deutlich: 

„Das Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus 
ist ein Förderprogramm zur Stärkung der demokratischen politischen Kultur aber 
auch ein Pfeiler einer erfolgreichen Integrationspolitik. Um die gleichberechtigte 
Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger zu erreichen kommt es darauf an, Integrati-
onsbarrieren und Hindernisse der Partizipation wie Diskriminierung, Rassismus 
und Antisemitismus in ihrer Wirkung zu minimieren und den Blick für unter-
schiedliche Lebensstile, unterschiedliche Weltanschauungen und unterschiedliche 
Formen des religiösen Bekenntnisses zu weiten.“ 

(Berlin Dok, S. 2) 

„Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger“ wird hier auf ganz unterschiedliche Weise 

gefördert und hat einen demokratiebezogenen Eigenwert, während Rassismus und 

Antisemitismus als Teilhabehindernisse verstanden werden. Entsprechend geht es 

u. a. darum, denen, die von Exklusion betroffen sind, Teilhabemöglichkeiten zu 

ermöglichen (Berlin Dok IP). 

Neben gesellschaftlicher Teilhabe steht zugleich die gesellschaftliche Pluralität im 

Fokus. Diese ist in den Programmdokumenten insbesondere an den Stichworten 

„Weltoffenheit“ und „Integration“ festzumachen. „Weltoffenheit“ zeigt sich in den 

Programmen häufig als zentrales Selbstbild (vgl. z. B. Brandenburg Dok, S. 2, Thü-

ringen Dok, S. 9, Sachsen-Anhalt Dok, S. 4), wobei die Offenheit sich insbesondere 

auf das Miteinander von Autochthonen und den aus der Welt eingewanderten Men-

schen bezieht. So gehört zur Stärkung einer „offenen und pluralen Gesellschaft“ 
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(Mecklenburg-Vorpommern Dok, S. 6) zugleich, den „Zusammenhalt in der plura-

len Gesellschaft“ (ebd., S. 7) zu stärken. Das Hamburger Programmdokument fasst 

zusammen, das Programm sei: 

„ein Signal für eine starke Demokratie und macht deutlich, dass Rassismus und 
Diskriminierung keinen Platz in unserer Gesellschaft haben. Es ist zugleich ein 
Zeichen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, weil es die Bürgerinnen und 
Bürger, die Fachkräfte, Politik und Zivilgesellschaft für ein Zusammenleben in 
Vielfalt und gegenseitiger Anerkennung stärkt.“ 

(Hamburg Dok B, S. 6) 

4.3 Zwischenfazit 

Insgesamt zeigt sich Demokratieförderung in den Landesprogrammdokumenten so-

mit mehr implizit als explizit. Unterschiedliche implizite Logiken des Förderns von 

Demokratie stellen dabei unterschiedliche Aspekte von Demokratie in den Fokus: 

Gleichwertigkeit, Pluralismus oder die Auseinandersetzung mit Demokratiefeind-

lichkeit. 

Im Folgenden sollen dazu die Umsetzungs- und Adressierungslogiken, wie sie sich 

in den Dokumenten zeigen, in den Blick genommen werden. 
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5 Angestrebte Umsetzung von 
Demokratieförderung 

5.1 Verhältnisse von Staat und Zivilgesellschaft in der 
Umsetzungslogik 

Die Programme unterscheiden sich außerdem in der Art der im Text angestrebten 

Maßnahmen. Dabei zeigt sich ein Unterschied zwischen einer eher auf den Staat 

und eher auf die Zivilgesellschaft ausgerichteten Logik. In unterschiedlichen Ver-

hältnissen ergänzen sich dabei Projektförderung mit Maßnahmen, die im Rahmen 

des Verwaltungshandelns unmittelbar von Ministerien und Behörden umgesetzt 

werden. 

5.1.1 Staatliche Umsetzungslogik 

Am deutlichsten staatsorientiert ist das bayerische Handlungskonzept. Dieses setzt 

auf staatliches Handeln und staatliche Institutionen wie Polizei, Verfassungsschutz 

oder Schule (vgl. Bayern Dok, S. 18). In der Umsetzung der Programme wird dabei 

gegebenenfalls auf Zivilgesellschaft zurückgegriffen. Auffällig ist dabei, dass die 

dazu genannten zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure von staatlichen 

Stellen abhängig sind und teilweise auf staatliche Initiative hin gegründet wurden 

(vgl. Bayern Dok, IP, S. 18f.). Zivilgesellschaft ist hier „zusätzlich“ (Bayern Dok, 

S. 18) und hat dabei keinen Eigenwert in der Programmlogik, sondern nur eine Un-

terstützungsfunktion: 

„Zusätzlich zu den staatlichen Maßnahmen und Strukturen bedarf es eines breiten 
bürgerschaftlichen Engagements, das von staatlicher Seite anerkannt und unter-
stützt werden muss. Denn auch zivilgesellschaftliche Akteure (z.B. Bündnisse ge-
gen Rechtsextremismus) können den Nährboden, auf dem extremistische Bestre-
bungen gedeihen, austrocknen und so die staatlichen Strukturen sinnvoll ergän-
zen.“ 

(Bayern Dok, S. 18) 

Die Umsetzungsperspektive auf staatliches Handeln hat mitunter aber insofern den 

Charakter einer Bündelung bestehender Maßnahmen, als die Gestaltung neuer Vor-

haben ersichtlich wird (Bayern Dok IP). 

5.1.2 Kooperative Umsetzungslogik: Zivilgesellschaft als Partner 

In den Dokumenten einiger Programme zeigt sich eine Logik, die stärker mit der 

Zusammenarbeit des Staates mit zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren 

verbunden ist (Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen). In dieser 

Perspektive arbeiten Staat und Zivilgesellschaft kooperativ und sind gemeinsam in 

der Pflicht, sich zu engagieren, wie dies für Niedersachsen deutlich wird. Der Staat 

unterstützt das Engagement der Bürger:innen beim Staat und in der Zivilgesell-

schaft. Zivilgesellschaft wird damit zum wichtigen Partner, um zum Erreichen der 
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gemeinsamen Ziele alle gesellschaftlichen Kräfte zu mobilisieren (Niedersachsen 

Dok IP). 

Entsprechend ist die Kooperation in diesen Programmen strukturell und langfristig 

angelegt (vgl. Hamburg Dok B, S. 27f.), etwa in Form eines kontinuierlichen Dia-

logprozesses (vgl. Nordrhein-Westfalen Dok S. 9 und IP) oder über die Einbezie-

hung zivilgesellschaftlicher Akteurinnen und Akteure in die Programmsteuerung 

über einen Praxisbeirat (vgl. Niedersachsen Dok B, S. 4). 

5.1.3 Zivilgesellschaftsbezogene Umsetzungslogik: 
Zivilgesellschaft als Adressat 

Eine dritte Gruppe von Programmen zeigt eine Umsetzungslogik, die in die Breite 

der insbesondere zivilen Gesellschaft hineinweist. Zivilgesellschaft ist hier nicht nur 

Partner, sondern ihre Stärkung ist zugleich Ziel des Programms (vgl. Thüringen 

Dok, S. 2). Zivilgesellschaft wird damit eine eigenständige Bedeutung für Demokra-

tie zugeschrieben, sodass die Stärkung der Zivilgesellschaft als wesentliches Ele-

ment von Demokratieförderung zu verstehen ist. 

Dies umfasst auch die einzelnen Bürger:innen, deren Engagement und Beteiligung 

als Element einer demokratischen Gesellschaft verstanden wird (vgl. ebd.; Branden-

burg Dok, S. 2). Die Programme fördern dabei die „Voraussetzungen, die die posi-

tiven Entwicklungen in der Gesellschaft dauerhaft begünstigen und systematisch 

stärken“ (Brandenburg Dok, S. 3), sind aber zugleich darauf ausgerichtet, dass „Bür-

gerinnen und Bürger (…) unterstützt werden, demokratische und menschenrechts-

bezogene Einstellungen und Verhaltensweisen zu entwickeln, zu festigen und wei-

terzugeben“ (ebd.). 

Dabei wird in den Programmen mit einer zivilgesellschaftsbezogenen Logik tenden-

ziell ein breiteres Bild von Zivilgesellschaft skizziert als in den anderen Umsetzungs-

logiken. Insbesondere das Berliner Programm zeigt ein Verständnis einer postmig-

rantischen Zivilgesellschaft, zu der u. a. auch Moscheegemeinden gehören. 

5.2 Jugendbezug in der Umsetzungslogik 

5.2.1 Stark auf Jugend ausgerichtete Programme 

Während das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ im Wesentlichen als ein auf 

Kinder, Jugendliche und junge Heranwachsende ausgerichtetes Programm formu-

liert ist (Demokratie-leben.de 2021; vgl. Milbradt u.a. 2021b, S. 17; vgl. BMFSFJ 

2020, S. 18ff.), legen die Programme von nur fünf Bundesländern einen klaren Fo-

kus auf Jugend. 

Nur die Programme von Niedersachsen und Schleswig-Holstein können dabei als 

stark jugendorientierte Programme verstanden werden: Junge Menschen – und hier 

insbesondere Jugendliche – sind die direkte Zielgruppe und „Lehrkräfte, Sozialar-

beiterinnen und Sozialarbeiter, Erzieherinnen und Erzieher sowie andere Personen, 
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die professionell oder ehrenamtlich im weitesten Sinne pädagogisch tätig sind“ 

(Schleswig-Holstein Dok, S. 2), indirekte Zielgruppen des Programms. Ziel ist es 

dabei, „insbesondere junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwick-

lung zu fördern und zu stärken“ (ebd.). Ähnlich formuliert das niedersächsische 

Programm Ziele weitgehend ausgerichtet auf Jugendliche, ihre Angehörigen oder 

die pädagogischen Fachkräfte, welche mit ihnen arbeiten (Niedersachsen Dok A). 

In drei weiteren Landesprogrammen (Berlin, Hamburg, Thüringen) kommt Jugend 

eine deutlich herausgehobene Rolle zu. Auch hier wird Jugend als wesentliche Ziel-

gruppe inhaltlich begründet, wenn es beispielsweise heißt: 

„Da demokratisches Verhalten das frühzeitige Erleben und Erlernen demokrati-
scher Handlungsweisen voraussetzt, sind Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene eine wesentliche, aber nicht die alleinige Zielgruppe dieses Programms.“ 

(Thüringen Dok, S. 2) 

Dies spiegelt sich auch in den Maßnahmen wider, die u. a. in der Jugendhilfe und 

der Schule umgesetzt werden (Thüringen Dok). Jugendlichen sollen so positive 

Identitätskonstruktionen vermittelt werden, oder es soll ihre Ambiguitätstoleranz 

gestärkt werden (vgl. Hamburg Dok A, S. 2). 

Jugendbezogene Passagen in den Programmdokumenten folgen dabei teilweise ei-

ner Grundlogik früh ansetzender Radikalisierungsprävention (Milbradt/Schau/ 

Greuel 2019b), in der Extremismus als Praxis junger Menschen formuliert wird, die 

Hinwendungs- und Radikalisierungsprozesse durchleben (Niedersachsen Dok A). 

Junge Menschen sind hier potenzielle Problemträger (Hamburg Dok A). Im Berliner 

Programm findet sich hingegen eine ähnliche, aber positiv gewendete Logik, in der 

Kindheit und Jugend als eine spezifische Lernphase verstanden werden, die das Ler-

nen von Demokratie begünstigt (vgl. Berlin Dok, IP, S. 8f.) und die so für die poli-

tische Sozialisation ausschlaggebend ist (Reinders 2001). So geht die Begründung 

der Programmlogik hier „insbesondere“ (Berlin Dok, S. 5) – aber nicht ausschließ-

lich – von Jugendlichen aus, die über Selbstwirksamkeits-, Teilhabe- und Partizipa-

tionserfahrungen einen Schutz vor der Entwicklung von Ungleichwertigkeitsvor-

stellungen aufbauen (ebd.). 

5.2.2 Partielle Relevanz von Jugend 

Die meisten anderen Programme (Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-

mern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt) enthalten jugendspezifische Ele-

mente, diesen kommt aber keine zentrale Rolle in ihrer Programmlogik zu. Auf der 

Ebene der Programmziele findet Jugend dabei kaum Erwähnung. Jugendliche wer-

den jedoch insbesondere als Adressatinnen und Adressaten der Programme vielfach 

prominent herausgestellt (vgl. Brandenburg Dok, S. 14). Entsprechend spielt Jugend 

im Konzept der Programme nur eine untergeordnete Rolle, in der Umsetzung rich-

ten sich hingegen viele Maßnahmen an Jugendliche (vgl. Hessen Dok IP und S. 11; 

Mecklenburg-Vorpommern Dok B AH). Hier sind einzelne Angebote in der Ju-

gendhilfe und in Schulen auf der grundlegenden Beschreibung des Programms an-

visiert, so wie etwa die „frühe Vermittlung von Teilhabe- und Selbstwirksamkeits-

erfahrungen von Kindern und Jugendlichen“ (Mecklenburg-Vorpommern Dok B, 
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S. 6) in Vereinen und Verbänden. Hingegen wird Jugend bei den am Ende des Do-

kuments (vgl. ebd., S. 23ff.) aufgeführten Einzelmaßnahmen vielfach als Zielgruppe 

etwa von Bildungsangeboten oder (längerfristig fortlaufenden Aktivitäten wie) Frei-

willigendiensten aufgeführt. 

5.2.3 Sehr geringe Relevanz von Jugend 

Noch geringer ist der Jugendbezug im bayerischen Handlungskonzept. Auf junge 

Menschen wird hier lediglich randständig als Problemdimension Bezug genommen. 

Beispielsweise wird auf jugendaffines Auftreten des (Rechts-)Extremismus hier u. a. 

mit Jugendschutz und Jugendmedienschutz sowie Wertebildung und politischer Bil-

dung reagiert. Kein explizierter Jugendbezug findet sich in den untersuchten Pro-

grammdokumenten von Rheinland-Pfalz. 

5.3 Zwischenfazit 

Insgesamt wurde in diesem Kapitel deutlich, dass es unterschiedliche Perspektiven 

in den Programmdokumenten darauf gibt, wo Angebote und Maßnahmen der De-

mokratieförderung umgesetzt werden sollen: Im staatlichen Verwaltungshandeln, in 

der Zivilgesellschaft oder im Zusammenwirken beider Ebenen. Die Empirie zeigt, 

dass all diese Ebenen vorkommen. Dahinter zeichnen sich unterschiedliche Per-

spektiven auf die Frage ab, wer als die verantwortende „tragende Säule“ der Demo-

kratie verstanden wird bzw. wo der Ort ist, an dem Demokratie zentral stattfindet: 

Der Staat, die organisierte Zivilgesellschaft oder aber jede:r Einzelne in der Gesell-

schaft. Im Vergleich der Dokumente werden dabei unterschiedliche Vorstellungen 

dieser demokratischen Gesellschaft sichtbar, etwa mit Blick auf die Teilhabe (post-

)migrantischer Akteurinnen und Akteure als Teil der umsetzenden Zivilgesellschaft 

und nicht nur als problematisierte Adressatengruppe. 

Beim Blick auf Jugendbezüge überrascht deren geringe Ausprägung im Vergleich 

zum Bundesprogramm. Einzelne Programme sind stark auf Jugend fokussiert. De-

mokratieförderung zielt in einem großen Teil der Programme hingegen auf das de-

mokratische Miteinander insgesamt ab, ohne dass sich ein spezifischer Fokus auf 

Jugend ausmachen lässt. Jugendliche werden in diesen Programmdokumenten ins-

besondere in Bezug auf Defizite in den Blick genommen, etwa im Zusammenhang 

mit Extremismus. 
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6 Staatliche Einbettung der 
Demokratieförderung 

6.1 Ministerielle Zuständigkeiten in den Ländern 

Schaut man insgesamt auf die administrative, ministerialbürokratische Einbettung 

der Landesprogramme, also darauf, welches Ministerium für das jeweilige Pro-

gramm verantwortlich ist, so ergibt sich ein heterogenes Bild: Die Mehrheit der 

Programme (n=8) werden laut der untersuchten Dokumente von Ministerien im 

„sozialen“ Bereich (insbesondere Jugend, Soziales, Arbeit oder Familie) verantwor-

tet, wobei die Verantwortlichkeit in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Sach-

sen-Anhalt ressortübergreifend mit der Hauptverantwortung im sozialen Bereich 

liegt.16 In vier Ländern ist die Verantwortlichkeit dagegen beim Innenministerium 

(wobei mit Bayern auch hier in einem Fall eine ressortübergreifende Strategie mit 

einer Hauptverantwortlichkeit im Innenressort zu finden ist). Die Situation in vielen 

Ländern ist somit mit der Bundesebene vergleichbar, wo sowohl das BMFSFJ als 

auch das BMI Maßnahmen im Bereich Demokratieförderung und Extremismusprä-

vention verantworten (BMFSFJ/BMI 2016). In den ressortübergreifenden Strate-

gien sind daneben jeweils auch andere Ressorts in Bezug auf die Umsetzung von 

Maßnahmen mitgedacht, wie in Bayern Justiz, Kultur und Wissenschaft (vgl. Bayern 

Dok, S. 7, 51). Die Programme von zwei Ländern entziehen sich hingegen der Zu-

weisung in den Innen- oder Jugend- und Sozialbereich: In Brandenburg ist das Pro-

gramm als Strategie der gesamten Regierung angelegt. In Baden-Württemberg hin-

gegen liegt die Umsetzung des Landesprogramms jenseits der ministerialen Verwal-

tung bei der Landeszentrale für politische Bildung und einem Verband der offenen 

Jugendbildung (vgl. Baden-Württemberg Dok B, S. 2). 

Vor dem Hintergrund, dass das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ klar als ju-

gendbezogenes Programm mit dem Ziel der Anregung der Kinder- und Jugendhilfe 

formuliert ist (vgl. Milbradt u.a. 2021b, S. 17), fällt in der jugendbezogenen Typik 

der Landesprogramme auf, dass sich kein klarer Zusammenhang zwischen einer Ju-

gendorientierung der Programme und ihrer politischen Einbettung im sozialen Res-

sortbereich findet. So sind gerade die zwei besonders jugendorientierten Pro-

gramme im Innenressort angesiedelt und folgen jeweils einer extremismuspräven-

tiven Logik. 

 

 

16  Die Aussagen zur Ressortzuordnung beruhen hier ausschließlich auf den Angaben in den Doku-

menten oder auf den Homepages, auf denen die Dokumente verfügbar waren. Sie geben somit 

keinen Einblick in die Handlungspraxis der damit betrauten Akteurinnen und Akteure und damit 

etwa auf die Ausgestaltung und Schwerpunktsetzung in ressortübergreifender Kooperation.  
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6.2 Verhältnis der Programmdokumente zum 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 

Für die strukturelle Einbindung der Programme staatlicherseits ist ebenso die Zu-

sammenarbeit von Bund und Ländern in Bezug auf die Förderung von Demokratie 

von Interesse. Dieses zeigt sich in den untersuchten Dokumenten vor allem im Hin-

blick auf die demokratiebezogenen Programme des Bundes, das heißt auf „Zusam-

menhalt durch Teilhabe“ und „Demokratie leben!“. In den Programmdokumenten 

sind Strukturen der Bundesprogramme mitgedacht und in die Konzeption der Lan-

desprogramme eingebunden. 

Dies betrifft vor allem „Demokratie leben!“, auf das in vielen der untersuchten Do-

kumente rekurriert wird. Dabei werden in den Dokumenten insbesondere die Struk-

turen genannt, die sich aktuell im Handlungsbereich Land von „Demokratie leben!“ 

finden: die Landes-Demokratiezentren, die Mobile Beratung, die Opferberatungen 

und die Ausstiegsberatungen. Diese Strukturen sind somit gut in die Landesstrate-

gien eingebunden, was für eine hohe Akzeptanz dieser Strukturen spricht. Insbe-

sondere die Beratungsangebote können auf eine jahrzehntelange Entwicklungsge-

schichte zurückblicken (Bischoff u.a. 2020). 

Im Folgenden werden vier Formen des Verhältnisses zu „Demokratie leben!“ dar-

gestellt, die sich in den untersuchten Dokumenten zeigen.  17 

6.2.1 Stark an „Demokratie leben!“ angelehnte Programme 

Einige Programme sind derweil stark an den Strukturen des Bundesprogramms 

„Demokratie leben!“ ausgerichtet. Insbesondere das hessische Landesprogramm ist 

inhaltlich und strukturell auf das Bundesprogramm abgestimmt: Elemente des Lan-

desprogramms entsprechen der Struktur von „Demokratie leben!“ und scheinen 

teilweise auf eine Ergänzung und Kofinanzierung dieser ausgerichtet zu sein. So ist 

z. B. die Trägerschaft einer Partnerschaft für Demokratie – ein kommunales Ele-

ment von „Demokratie leben!“ – eine Voraussetzung für weite Teile der Landesför-

derung für Kommunen im hessischen Programm (vgl. Hessen Dok, S. 10). Unter-

stützt wird diese starke Rückbindung an das Bundesprogramm auch dadurch, dass 

die Förderphasen beider Programme deckungsgleich sind, sodass das aktuelle Pro-

gramm von 2020 bis 2024 umgesetzt und in Teilen verstetigt wird (vgl. ebd., S. 2), 

nachdem eine erste Phase in den Jahren 2015 bis 2019 lief (vgl. ebd.). Ähnlich er-

scheint das Landesprogramm von Nordrhein-Westfalen sehr an der Struktur von 

„Demokratie leben!“ orientiert. 

 

 

17  Die Dokumente von fünf Landesprogrammen boten keine ausreichende Grundlage, um eine Aus-

sage über das Verhältnis des jeweiligen Landesprogramms zum Bundesprogramm zu treffen. Dies 

betrifft Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. 
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6.2.2 Exkurs: An „Demokratie leben!“ anknüpfende 
Landesstrukturen ohne Landesprogramm 

Wie oben bereits dargestellt, konnte zu den Bundesländern Saarland und Bremen 

kein dem Fokus dieser Untersuchung entsprechendes Landesprogramm ausgemacht 

werden. Nichtsdestotrotz zeigte die Recherche in diesen Ländern einige den Lan-

desprogrammen vergleichbare Strukturen und Maßnahmen, die jedoch primär dem 

Bundesprogramm „Demokratie leben!“ zuzurechnen waren. Insbesondere die Lan-

des-Demokratiezentren stehen hier im Mittelpunkt unterschiedlicher Maßnahmen, 

die teilweise auch von Landesmitteln finanziert werden (Saarland.de 2021). Insofern 

kann hier ebenfalls eine starke Bindung der Landesmaßnahmen an das Bundespro-

gramm „Demokratie leben!“ festgestellt werden. Als Interpretation liegt hier nahe, 

dass die Landesstrukturen von „Demokratie leben!“ in diesen sehr kleinen Ländern 

eine soweit valide Grundlage für die Umsetzung von (sowohl bundes- als auch lan-

desfinanzierten) Maßnahmen der Demokratieförderung und Extremismuspräven-

tion bieten, sodass eine darüber hinausgehende eigene Programmstruktur als hinfäl-

lige Doppelstruktur erachtet würde. 

6.2.3 Stark eigenständige Programme 

Im Kontrast dazu stehen sehr eigenständige Programme. Dies trifft einerseits auf 

die Programme von Brandenburg und Berlin zu. Deren Grundlagendokumente ent-

stammen der Zeit vor dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“. Sehr eigenstän-

dig sind darüber hinaus die Programme von Bayern und Baden-Württemberg. Ins-

besondere in den Programmen Berlins, Brandenburgs und Bayerns gehen diese weit 

über die strukturelle und inhaltliche Breite von „Demokratie leben!“ hinaus. Ein 

Beispiel ist etwa der Tourismusbereich, in dem das Brandenburger Programm unter 

den Stichworten „Gastfreundschaft und Ausländerfreundlichkeit“ (Brandenburg 

Dok, S. 17) Aktivitäten zur Verwirklichung „der Prinzipien der Demokratie, Tole-

ranz und Weltoffenheit“ (ebd.) im innerbetrieblichen Alltag von Kammern, den 

Verbänden sowie den Unternehmen unterstützt. 

In diesen Programmen finden sich nichtsdestotrotz die Landesberatungsstrukturen 

(Mobile Beratung, Opferberatung, Ausstiegsberatung), die (inzwischen) auch Teil 

des Bundesprogramms sind und so von den Ländern kofinanziert werden (vgl. 

Figlestahler/Schau 2021, S. 9f.; vgl. Haase 2021, S. 9f.). Ungeachtet der geteilten 

Förderung18 werden die Beratungsstrukturen in den Konzeptdokumenten jedoch in 

sehr eigenständige Strukturen eingebettet und von diesen ausgehend dargestellt (vgl. 

Brandenburg Dok, S. 10). 

 

 

18  Die Ausgestaltung der Kofinanzierung und die dahinterliegenden haushaltsrechtlichen Dimensi-

onen der Kooperation von Bund und Ländern (vgl. z.B. Milbradt u.a. 2021b, S. 17) sind nicht 

Gegenstand dieser Analyse. 
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6.2.4 Synergetische Programme 

Ein Teil der Programme (Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen) ist aus 

einer eigenständigen Position darauf ausgerichtet, dass Landes- und Bundespro-

gramme einander ergänzen. 

„Die Konzepte und Maßnahmen im Landesprogramm stellen Synergien mit ande-
ren Aktionsprogrammen auf Landesebene (Landesprogramm ‚Akzeptanz und Viel-
falt‘ beziehungsweise dem Integrationskonzept) und auf Bundesebene (‚Demokra-
tie leben!‘, ‚Zusammenhalt durch Teilhabe‘) sowie mit den Zielen und Aufgaben in 
den vorhandenen Regelstrukturen (in Schule, Studium, Berufsausbildung, Weiter-
bildung etc.) her.“ 

(Thüringen Dok, S. 17-18) 

Bezüge auf die Strukturen von „Demokratie leben!“ sind in den Programmen um-

fänglich vertreten. So gibt es im Hamburger Programm (Dok B) immer wieder auch 

den expliziten Verweis auf das Bundesprogramm, sodass der Begriff „Demokratie 

leben!“ 56-mal im Text zu finden ist. Dabei wird auf „Ergänzende Fach- und Bera-

tungsstellen sowie Präventionsprojekte“ (Hamburg Dok B, S. 28ff.) verwiesen, wo-

bei hier eben deren Ergänzungsfunktion hervorzuheben ist: Das Programm ist weit-

gehend eigenständig und umfasst ganz unterschiedliche Handlungsfelder wie Poli-

zei, Justiz, Bildungseinrichtungen oder Soziale Arbeit, es bindet die Elemente von 

„Demokratie leben!“ aber – wo möglich – ein. Partnerschaften für Demokratie, Be-

ratungsnetzwerke (mit „Demokratie leben!“-Logo) und Modellprojekte werden so 

im Rahmen der Vernetzung und Kooperation als externe Elemente gekennzeichnet 

und tragen dennoch zum Gesamtkonzept bei. Neben „Demokratie leben!“ werden 

auch andere externe Strukturen genannt wie das Bundesprogramm „Zusammenhalt 

durch Teilhabe“ (Mecklenburg-Vorpommern Dok B, S. 19). 

Die Untersuchung der administrativen Einbettung inklusive der Bezüge zum Bun-

desprogramm „Demokratie leben!“ in Kapitel 6 zeigt vor allem unterschiedliche 

Modi der Orientierung am Bundesprogramm. Diese sollen im Folgenden mit den 

Auswertungsebenen, die in den Kapiteln 4 und 5 vorgestellt wurden, in Beziehung 

gesetzt werden. 
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7 Übergreifende Diskussion und 
Schlussfolgerungen 

7.1 Übergreifende Typen 

Die empirischen Analysen der Dokumente zeigen Typen unterschiedlicher Logiken 

der Demokratieförderung, auch wenn der Begriff selber nur marginal Verwendung 

findet (vgl. Kap. 4.1). Es wird dabei deutlich, dass sich die im Kapitel 2 „Begriffliche 

Grundlagen und Forschungsstand“ dargestellten Herausforderungen und Unschär-

fen des Begriffs „Demokratieförderung“ auch in den Landesprogrammen reprodu-

zieren. 

Abschließend soll ein übergreifender Blick auf die in den Kapiteln 4 bis 6 darge-

stellten Ergebnisse geworfen werden. Dazu werden die Ergebnisse der unterschied-

lichen Typen, die sich aus der inhaltsanalytischen Auswertung der Dokumente er-

geben haben, zu einer kombinierten Typologie verbunden. Die dabei sichtbar wer-

denden Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Programme konturieren sich kor-

respondierend zur geografischen Lage der jeweiligen Bundesländer (vgl. auch 

Tab. 7.2): 

Typ „Nordwest“: Der Typ zeichnet sich durch eine extremismusbezogene Aus-

richtung mit einer kooperativen Umsetzungslogik aus, wobei explizit der Begriff 

„Demokratieförderung“ Verwendung findet. Hierzu zählen die Programmdoku-

mente von Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. 

Typ „Nordost“: Der Typ umfasst die Programme, aus deren Dokumenten eine auf 

Teilhabe und Pluralität ausgerichtete Logik zu schließen ist, die zivilgesellschaftsbe-

zogen umgesetzt wird. Hier findet sich zum Teil auch eine explizite Verwendung 

des Begriffs „Demokratieförderung“. Auffällig ist hier die sozial-ressortübergrei-

fende Einbettung. Zu diesem Typ gehören die Programmdokumente der ostdeut-

schen oder „neuen Bundesländer“ inklusive Berlin. 

Mischtyp „Nord“: Hier finden sich zwei Programme, die in der Auswertung der 

Dokumente Charakteristika der Typen Nordwest und Nordost aufweisen. Schles-

wig-Holstein ähnelt stärker dem Typ Nordwest, Hamburg eher dem Typ Nordost. 

In beiden Fällen zeigen sich singuläre Kombinationen von impliziter Demokra-

tieförderlogik und Umsetzungslogik, wobei diese jeweils Grenzfälle in der Auswer-

tung darstellen. Deutlich wird hier zugleich ein starker Jugendbezug. 

Typ „Südwest“: Der Typ umfasst die Programme, die eine auf Gleichwertigkeit 

ausgerichtete Logik verfolgen. Diese geht jeweils mit einer zivilgesellschaftsbezoge-

nen Umsetzungslogik einher, in der Jugend keine herausgehobene Rolle zukommt. 

Dies ist insofern stimmig, als die auf die Herstellung von Gleichwertigkeit ausge-

richtete Logik vor allem auf die strukturell in der Gesellschaft verankerten Facetten 

Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit abzielt, die in alle Ebenen des gesell-

schaftlichen Lebens hineinreichen. Hierzu finden sich die Programmdokumente für 

Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. 
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Typ „Südost“: Hier kombiniert sich die extremismusbezogene Ausrichtung mit ei-

ner staatlichen Umsetzungslogik. Der Typ umfasst lediglich das bayerische Landes-

programmdokument. 

Tab. 7.2: Übergreifende Typen 

Typ Nordwest Nordost Mischtyp 

Nord 

Südwest Südost 

Expliziter  

„Demokratie- 

förderung“- 

Begriff 

Nutzung des  

Begriffs 

Teilweise  

Verwendung 

des Begriffs 

Teilweise  

Verwendung 

des  

Begriffs 

Keine  

Verwendung 

des Begriffs 

Keine  

Verwendung 

des Begriffs 

Implizite  

Demokratie- 

förderlogik 

Logik  

„Extremismus“ 

Logik 

„Teilhabe &  

Pluralität“ 

Logiken 

„Extremismus“ 

und „Teilhabe & 

Pluralität“ 

Logik 

„Gleichwertig-

keit“ 

Logik  

„Extremismus“ 

Staat- 

Zivilgesellschaft 

„Kooperativ“ „Zivilgesell-

schafts- 

bezogen“ 

„Kooperativ“/ 

„zivilgesell-

schaftsbezogen“ 

„Zivilgesell-

schafts- 

bezogen“ 

„Staatlich“ 

Jugendbezug Teils hoch Mittel Hoch Gering Gering 

Verhältnis zu  

„Demokratie 

leben!“ 

Stark angelehnt Eigenständig 

und synerge-

tisch 

Synergetisch Eigenständig Eigenständig 

Quelle:  Eigene Darstellung 

Der Jugendbezug in den Programmdokumenten ist somit insgesamt bei den nördli-

cher gelegenen Bundesländern deutlich höher als bei den südlichen Ländern. Die 

Typen unterscheiden sich ferner hinsichtlich ihrer strukturellen Rahmungen: So ist 

in den extremismusbezogenen Typen Nordwest und Südost das Innenministerium 

federführend, und ressortübergreifende Einbettungen finden sich ausschließlich im 

Nord- und Südosten. Die nördlichen Typen sind derweil stärker auf das Bundes-

programm „Demokratie leben!“ bezogen, wobei der kooperativ-extremismusbezo-

gene Typ Nordwest besonders stark auf das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 

ausgerichtet ist, während der gesellschaftlich ausgerichtete teilhabe- und pluralitäts-

bezogene Typ Nordost eher synergetisch auf das Programm bezogen ist. Insbeson-

dere der Typ Nordwest zeigt eine starke Verknüpfung von Demokratieförderung 

und Extremismusprävention in enger Anbindung an das Bundesprogramm und mit 

einem starken Jugendbezug. 

Im Folgenden sollen die Ergebnisse in Bezug auf übergreifende Schlussfolgerungen 

diskutiert werden. 
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7.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

7.2.1 Demokratieförderung ist eng mit der Prävention von 
Extremismus und Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit verbunden 

Die Landesprogramme mit Demokratiebezug schaffen eine umfangreiche Land-

schaft an Maßnahmen. Mit dem Blick auf die Programmdokumente beleuchtet die 

vorliegende Analyse einen entscheidenden Teil der Ausgangsbedingungen dieser 

Praxis. 

Die Analyse der Grundlagendokumente der Landesprogramme mit Demokratiebe-

zug zeigt jedoch, dass „Demokratieförderung“ als Begriff nur randständig in diesen 

Programmen verankert ist: Der Begriff findet in den Fördergrundlagen der Landes-

programme nur wenig Verwendung, ist häufig wenig spezifiziert und mit Maßnah-

men untersetzt, oder er wird in unmittelbaren Bezügen zum Bundesprogramm „De-

mokratie leben!“ verwendet. 

Demokratieförderung zeigt sich in den Programmen insgesamt als noch relativ un-

bestimmter Begriff, der zwar vielfältige Perspektiven pädagogischer Arbeit eröffnet 

und mit dem unterschiedliche Perspektiven verbunden werden, dessen eigenstän-

dige Klarheit insbesondere in Abgrenzung zur Extremismusprävention jedoch wei-

terer Entwicklung bedarf. 

So findet sich Demokratieförderung in den Programmen durchaus mit den Perspek-

tiven des Stärkens oder Förderns von Demokratie wieder, und zwar nicht nur, aber 

auch als Teil einer pädagogischen Praxis. Hier lassen sich stark divergierende Logi-

ken ausmachen, die auf die Bekämpfung von Extremismus, auf die Herstellung einer 

Kultur der Gleichwertigkeit oder auf die Förderung gesellschaftlicher Pluralität und 

Teilhabe ausgerichtet sind. Die Stärkung von Demokratie ist in allen drei problem-

bezogenen Typen eng mit der Auseinandersetzung mit Extremismus und Gruppen-

bezogener Menschenfeindlichkeit (GMF) verbunden. Extremismus und GMF 

scheinen dabei die Probleme zu sein, von denen ausgehend Demokratieförderung 

erst konzipiert wird. Demokratieförderung ist dabei nicht immer als eigenständiges 

Feld umrissen, sondern erscheint primär lediglich als Teil der Auseinandersetzung 

mit Extremismus und GMF. Der Mehrheit der Bundesländer (9 von 14, das heißt, 

die Typen für Gleichwertigkeit und für Teilhabe und Pluralität) gelingt es jedoch, 

die Konzeption von einer Perspektive der Stärkung der Demokratie und ihrer 

Grundvoraussetzungen „positiv“ abzuleiten. 

Fraglich bleibt daher, inwieweit entstehende Praxisfelder der „Demokratieförde-

rung“ klare Handlungsaufträge ableiten können und wie der Förderauftrag in der 

Praxis mit Leben gefüllt wird. Forschung zu pädagogischer Praxis , etwa in wissen-

schaftlichen Evaluationen, kann hier vertiefte Antworten erarbeiten. 
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7.2.2 Demokratiebegriff in Demokratieförderung ist 
erklärungsbedürftig 

In den umsetzungsbezogenen Logiken zeigen sich unterschiedliche Demokratie-

konzepte, in denen Demokratie als staatlicher Prozess – oder gesellschaftlich – bis 

hinein in die Vielfältigkeit individueller Lebensentwürfe verstanden wird. 

In den unterschiedlichen problem- und umsetzungsbezogenen Logiken lassen sich 

zusammengenommen divergierende Bilder einer angestrebten demokratischen Ge-

sellschaft erkennen: Das Bild einer primär sicheren Gesellschaft, in der starke Insti-

tutionen das demokratische Miteinander, den demokratischen Prozess und den Be-

stand der individuellen körperlichen Unversehrtheit garantieren, oder die Perspek-

tive einer Gesellschaft, die von einer Kultur gegenseitiger Anerkennung geprägt und 

so jede:r in hohem Maße an der Gestaltung des gesellschaftlichen Miteinanders teil-

haben kann. Diese unterschiedlichen Demokratiekonzepte gehen entsprechend teils 

mit unterschiedlichen Umsetzungsperspektiven und Problematisierungen einher, 

die sich gerade im angestrebten Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft zueinan-

der spiegeln. So verweisen etwa die problembezogenen Logiken darauf, dass gerade 

ein staatsbezogener Demokratiebegriff auf den Schutz staatlicher Strukturen (vor 

Extremismus) abzielt, wobei Demokratieförderung auf einer zivilgesellschaftlichen 

Ebene lediglich eine ergänzende Funktion zugewiesen wird. 

Mit „Demokratie“ und ihrer Förderung sind somit in den Programmdokumenten 

ganz unterschiedliche Ziele und Erwartungen verbunden. Hier wird insgesamt deut-

lich, dass der Demokratiebegriff in der Demokratieförderung jeweils erklärungsbe-

dürftig ist. In der Planung von Programmen und Maßnahmen der Demokratieför-

derung empfiehlt sich daher, den jeweils verwendeten Demokratiebegriff und damit 

die jeweilige Zieldimension zu explizieren und zu reflektieren. 

7.2.3 Defizitorientierter Blick auf Jugend 

Demokratieförderung ist in einzelnen Landesprogrammen klar ein jugendpädagogi-

sches Konzept. In den meisten untersuchten Programmen zeigt sich Jugend jedoch 

nur als ein Teilaspekt einer Strategie, die unterschiedliche gesellschaftliche Felder 

umfasst. Dabei zeigen sich Differenzen dahingehend, dass Jugendlichen in Konzep-

ten von Demokratie (und Demokratiegefährdung) eine jeweils spezifische Bedeu-

tung zugedacht wird. 

Jugendliche sind häufig Adressatinnen und Adressaten der Programme und werden 

damit auch als besonders gefährdete Personen verstanden, sich extremistischen 

Gruppen und Ideologien zuzuwenden. Jugendliche werden auf diese Weise als 

Problemträger:innen etwa in Bezug auf „Extremismus“ und „GMF“ in der Demo-

kratieförderung adressiert. Dabei entsteht zum Teil der Eindruck, dass Jugend indi-

rekt als Gefährdung assoziiert wird. Als Herausforderung zeigt sich hier, Jugendli-

che nicht einseitig als Problemträger:innen zu adressieren und zu stigmatisieren. Ju-

gendliche werden allerdings nur selten als eigenständig Teilhabende einer pluralisti-

schen Gesellschaft wahrgenommen, die eine Ressource für das demokratische Mit-

einander darstellen. Hier gilt es, die Mündigkeit der Jugendlichen (vgl. Deutscher 
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Bundestag 2020, S. 125) anzusprechen und zu fördern. Eine solche primär auf einen 

positiven Demokratiebegriff ausgerichtete und dabei spezifisch jugendpädagogisch 

konzipierte Demokratieförderung könnte als Feld mit eigenem Wert entwickelt wer-

den. 

7.2.4 Starke Bezüge auf „Demokratie eben!“, insbesondere in 
der Demokratieförderung 

Die Ergebnisse der vorliegenden Analyse verweisen darauf, dass das Bundespro-

gramm auch aus der Perspektive der untersuchten Landesprogrammkonzepte eine 

zentrale Stellung für die Praxis von Demokratieförderung und Extremismuspräven-

tion in Deutschland hat. Dabei knüpfen die Landesprogramme an Strukturen im 

Handlungsbereich Land des Bundesprogramms an. 

Die starke Präsenz von „Demokratie leben!“ in den Dokumenten deutet darauf hin, 

dass Landes- und Bundesstrukturen ineinandergreifen. Inwiefern dies auf Synergie 

und Abhängigkeit hinweist, lässt sich anhand der vorliegenden Dokumente nicht 

klären. Die starke Ausrichtung eines Teils der Landesprogramme auf das Bundes-

programm gilt es in der Weiterentwicklung der Programme mitzudenken, insbeson-

dere vor dem Hintergrund der zeitlichen Begrenztheit der Bundesmodellpro-

gramme (Figlestahler u.a. 2020; Johann/Walter/Brand 2020). 

Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse, dass sich die Unschärfen des Begriffs „De-

mokratieförderung“ in den Landesprogrammen reproduzieren und „Demokra-

tieförderung“ zumeist nicht als eigenständiges jugendpädagogisches Handlungsfeld  

hervortritt. Zugleich bieten die unterschiedlichen Dimensionen sowie die gebildeten 

Typen Konturierungen des Begriffs, die zu dessen Zuspitzung, Reflexion und Wei-

terentwicklung beitragen können. Dabei werden Grundfragen nicht nur der päda-

gogischen Arbeit, sondern auch der Gestaltung des demokratischen Miteinanders 

sowie von Identität und Zugehörigkeit in der Gesellschaft berührt. Entsprechend 

sind weitere Forschungen zur Umsetzung pädagogischer Praxis der „Demokra-

tieförderung“ zu empfehlen, aber zugleich auch interdisziplinäre Diskussionen und 

ein intensiver Fachaustausch, um Klärungen und Perspektivschärfungen dieser 

neuen Handlungsfelder zu fördern. 
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